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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


a) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/9529 - 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 10. April 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die 
gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 


b) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/10114- 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 9. Juni 1997 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
der Republik Ungarn über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen 
oder schweren Unglücksfällen 


A. Problem 

Nachdem die Bundesrepublik Deutschland in den 80er Jahren 
mit ihren Nachbarstaaten Dänemark, den Niederlanden, Belgien, 
Luxemburg, Frankreich, der Schweiz und Österreich Abkommen 
mit inhaltlich gleicher Zielsetzung abgeschlossen hat, war nach 
den grundlegenden politischen Veränderungen in Osteuropa der 
Weg frei, auch mit den östlichen Nachbarn Hilfeleistungsabkom- 
men zu schließen. Nach Rußland und Litauen ist Polen das Dritte 
und Ungarn das vierte Land Osteuropas, mit dem die Bundes- 
republik Deutschland gegenseitige Hilfe im Katastrophen- und 
Unglücksfall vereinbart. 

In dem Bewußtsein, daß Folgen und Auswirkungen Natur- oder 
technologiebedingter Katastrophen häufig weit über die eigenen 
Staatsgrenzen hinaus zu spüren sind, und um dem Gedanken 
nachbarschaftlicher Solidarität Rechnung zu tragen, soll mit dem 
Hilfeleistungsabkommen die rechtliche Grundlage für eine - be- 
reits seit Jahren praktizierte - wirksame grenzüberschreitende 



Drucksache 13/10481 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Hilfe zwischen der Republik Polen und der Bundesrepublik 
Deutschland geschaffen werden. Ebenso soll die rechtliche 
Grundlage für eine wirksame Hilfe zwischen der Republik Un- 
garn und der Bundesrepublik Deutschland geschaffen werden. 
Ziel der Abkommen ist es r die Voraussetzungen für gegenseitige 
rasche und unbürokratische Hilfe im Katastrophen- und Un- 
glücksfall zu schaffen. 


B. Lösung 

a) Das am 10. April 1997 Unterzeichnete Abkommen mit der 
Republik Polen schafft die erforderlichen Voraussetzungen, in- 
dem es die Ansprech- und Kontaktstellen festlegt, den grenz- 
überschreitenden Verkehr von Personen und Sachen erleich- 
tert, einen umfassenden Kostenverzicht des hilfeleistenden 
Vertragsstaates ausspricht, einen Haftungsausschluß bei Per- 
sonen- und Sachschäden sowie einen umfassenden Informa- 
tions- und Erfahrungsaustausch der beiden Vertragsstaaten 
vorsieht. Ae Innenministerien der Länder Mecklenburg- Vor- 
pommern, Brandenburg und des Freistaates Sachsen - als ge- 
mäß Artikel 3 des Abkommens für die Stellung und Entgegen- 
nahme von Hilfeersuchen zuständige Behörden - können zur 
Durchführung des Abkommens Verfahrensregelungen sowie 
gesonderte Vereinbarungen hinsichtlich der konkreten Zusam- 
menarbeit treffen bzw. andere Behörden und Stellen hierzu er- 
mächtigen. 

b) Das am 9. Juni 1997 Unterzeichnete Abkommen mit der Repu- 
blik Ungarn schafft die erforderlichen Voraussetzungen, indem 
es die Ansprech- und Kontaktstellen festlegt, den grenzüber- 
schreitenden Verkehr von Personen und Sachen erleichtert, die 
Erstattung der Einsatzkosten regelt, aber auch die Möglichkeit 
kostenloser Hilfe vorsieht,, einen Haftungsausschluß bei Perso- 
nen- und Sachschäden sowie einen umfassenden Informations- 
und Erfahrungsaustausch der beiden Vertragsparteien vorsieht 
und Regelungen hinsichtlich der Datenübermittlung und der 
Schaffung von Telekommunikationsverbindungen erhält. 

Mit den vorgelegten Vertragsgesetzen sollen die Abkommen die 
für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der gesetzgeben- 
den Körperschaften nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgeset- 
zes erhalten. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

a) Das Abkommen mit der Republik Polen sieht aufgrund der hu- 
manitären Zielsetzung grundsätzlich einen gegenseitigen Ver- 
zicht auf Kostenerstattung bei Hilfeleistungen vor. Allerdings 
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kann jeder Vertragsstaat verlangen, daß die Kosten für den 
Einsatz von Luftfahrzeugen bis zur Hälfte von dem hilfe- 
ersuchenden Vertragsstaat übernommen werden. Die Höhe 
der Kosten richtet sich in diesem Fall nach den Tarifen, die in 
dem hilfeleistenden Vertragsstaat zum Zeitpunkt der Hilfe- 
leistung gültig sind. 

Es ist zu erwarten, daß sich die Aufwendungen beider Ver- 
tragsparteien für wechselseitig gewährte Hilfe auf Dauer aus- 
gleichen. 

b) Die Vertragspartner können voneinander die jeweils entstan- 
denen Kosten zur Erstattung anfordem. Sie können aber auch 
- mit Blick auf die humanitäre Zielsetzung des Abkommens - 
kostenlose Hilfe anbieten. Diese Regelung läßt erwarten, daß 
sich die Aufwendungen beider Vertragsparteien für wechsel- 
seitig gewährte Hilfe auf Dauer ausgleichen. Wirtschaftsunter- 
nehmen, auch mittelständige Wirtschaft, werden durch diese 
Maßnahme nicht belastet. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, be- 
sonders auf das Verbraucherpreisniveau, ergeben sich nicht, 
da die gegenseitige Hilfeleistung mit vorhandenen Mitteln und 
vorhandenem Personal erfolgen soll und eventuell darüber hin- 
ausgehende Aufwendungen gering sein dürften. 

In landesinterne Kostenregelungen greift das Abkommen nicht 
ein. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/9529 anzunehmen, 

b) den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/10114 ebenfalls anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 21. April 1998 


Der Innenausschuß 

Dr. Willfried Penner 

Vorsitzender 


Erika Steinbach Günter Graf (Friesoythe) Manfred Such 

Berichterstatterin Berichterstatter Berichterstatter 


Dr. Max Stadler Ulla Jelpke 

Berichterstatter Berichterstatterin 


Bericht der Abgeordneten Erika Steinbach, Günter Graf (Friesoythe), 
Manfred Such, Dr. Max Stadler und Ulla Jelpke 


I. Zum Verfahren 

1. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zu a) auf 
Drucksache 13/9529 wurde in der 216. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 5. Februar 1998 an 
den Innenausschuß zur federführenden Beratung 
und an den Umweltausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. 

Der Umweltausschuß hat einstimmig Annahme 
des Gesetzentwurfs empfohlen. 

2. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zu b) auf 
Drucksache 13/10114 wurde in der 227. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 2. April 1998 an 
den Innenausschuß zur federführenden Beratung 
und an den Umweltausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. 


Der Umweltausschuß hat einstimmig Annahme 
des Gesetzentwurfs empfohlen. 

3. Der Innenausschuß hat die Gesetzentwürfe in sei- 
ner Sitzung am 22. April 1998 abschließend bera- 
ten und ihnen einstimmig zugestimmt. 

II. Zur Begründung 

Der Innenausschuß hat es begrüßt, daß die Bundes- 
republik Deutschland nach den Abkommen mit 
ihren Nachbarstaaten im Westen nun auch mit den 
östlichen Nachbarn Hilfeleistungsabkommen ab- 
schließt. Nach Rußland und Litauen sind nun Polen 
und Ungarn der dritte und vierte Staat im Osten, mit 
denen die Bundesrepublik Deutschland gegenseitige 
Hilfe im Katastrophen- und Unglücksfall vereinbart. 


Bonn, den 21. April 1998 


Erika Steinbach Günter Graf (Friesoythe) 

Berichterstatterin Berichterstatter 


Manfred Such 

Berichterstatter 


Dr. Max Stadler 

Berichterstatter 


Ulla Jelpke 

Berichterstatterin 
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